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Nicht in den Kodizes enthaltene 
Normtexte: 

 

Aus dem Eisenbahngesetz 1957, 
BGBl 1957/60 idgF 

Eisenbahnanlagen 

§ 10. Eisenbahnanlagen sind Bauten, ortsfeste 
eisenbahnsicherungstechnische Einrichtungen und 
Grundstücke, die ganz oder teilweise, unmittelbar oder 
mittelbar der Abwicklung oder Sicherung des Betriebes 
einer Eisenbahn, des Betriebes von Schienenfahrzeugen auf 
einer Eisenbahn oder des Verkehrs auf einer Eisenbahn 
dienen. Ein räumlicher Zusammenhang mit der 
Eisenbahninfrastruktur ist nicht erforderlich. 

Eisenbahnaufsichtsorgane 

§ 30 (1) Eisenbahnunternehmen haben 
Eisenbahnbedienstete zur Überwachung des Verhaltens von 
Personen gegenüber Eisenbahnanlagen einer öffentlichen 
Eisenbahn, in auf öffentlichen Eisenbahnen betriebenen 
Schienenfahrzeugen und im Verkehr auf einer öffentlichen 
Eisenbahn zu bestimmen (Eisenbahnaufsichtsorgane). Die 
Überwachung schließt die der Ordnung auf den 
Bahnhofvorplätzen mit ein, sofern nicht die sonst 
zuständigen Organe zur Stelle sind. Bei Eisenbahnen, auf 
denen Zugangsrechte ausgeübt werden, hat die 
Überwachung auch das Verhalten der 
Eisenbahnbediensteten von Zugang ausübenden 
Eisenbahnunternehmen einzuschließen, soweit das für die 
Gewährung der Sicherheit und Ordnung der Abwicklung 
des jeweiligen Betriebes der Eisenbahn und des jeweiligen 
Verkehrs auf der Eisenbahn insgesamt erforderlich ist. 

(2) Die Eisenbahnaufsichtsorgane sind von der 
Behörde oder von Organen des Eisenbahnunternehmens, die 
von dieser hiezu ermächtigt wurden, in Eid zu nehmen. 
Eisenbahnaufsichtsorgane müssen bei Ausübung ihrer 
Überwachungstätigkeit mit einem Ausweis versehen sein, 
aus dem ihre Eigenschaft und ihre Überwachungsbefugnisse 
hervorgehen. Eisenbahnaufsichtsorgane, die sich zur 
Ausübung ihrer Befugnisse als nicht mehr geeignet 
erweisen, sind unverzüglich abzuberufen; dies ist der 
Behörde anzuzeigen. 

(3) Eisenbahnaufsichtsorgane dürfen Personen 
festnehmen, die sie bei einer Zuwiderhandlung gegen die 
Bestimmungen der §§ 43 Abs. 1, 46, 47 Abs. 1, 47a und 47b 
einschließlich derjenigen, die auf Grund einer Verordnung 
gemäß § 47c erlassen sind, auf frischer Tat betreten, sofern 
auch die übrigen Voraussetzungen des § 35 
Verwaltungsstrafgesetz 1991 (VStG), BGBl. Nr. 52, 
vorliegen, aber kein Organ des öffentlichen 
Sicherheitsdienstes einschreiten kann. Festgenommene 
Personen sind, wenn der Grund der Festnahme nicht schon 
vorher entfallen ist, von den Eisenbahnaufsichtsorganen 
dem nächsten Organ des öffentlichen Sicherheitsdienstes so 
bald wie möglich vorzuführen. 

Gefährdungsbereich 

§ 43 (1) In der Umgebung von Eisenbahnanlagen 
(Gefährdungsbereich) ist die Errichtung von Anlagen oder 
die Vornahme sonstiger Handlungen verboten, durch die der 
Bestand der Eisenbahn oder ihr Zugehör oder die 
regelmäßige und sichere Führung des Betriebes der 
Eisenbahn und des Betriebes von Schienenfahrzeugen auf 
der Eisenbahn sowie des Verkehrs auf der Eisenbahn, 
insbesondere die freie Sicht auf Signale oder auf 
schienengleiche Eisenbahnübergänge, gefährdet wird. 

Betreten hiefür nicht bestimmter Stellen von 
Eisenbahnanlagen 

§ 47. Das Betreten von Eisenbahnanlagen ist, mit 
Ausnahme der hiefür bestimmten Stellen, nur mit einer vom 
Eisenbahnunternehmen ausgestellten Erlaubniskarte 
gestattet. 

Benützung nicht-öffentlicher Eisenbahnübergänge 

§ 47a. Nicht-öffentliche Eisenbahnübergänge dürfen 
nur von den hiezu Berechtigten und nur unter den vom 
Eisenbahnunternehmen aus Sicherheitsgründen 
vorzuschreibenden Bedingungen, die zumindest dem 
Wegeberechtigten bekannt zu machen sind, benützt werden. 

Bahnbenützende 

§ 47b. (1) Bahnbenützende haben den dienstlichen 
Anordnungen der Eisenbahnaufsichtsorgane (§ 30) Folge zu 
leisten und sich bei Benützung der Eisenbahnanlagen und 
der Schienenfahrzeuge so zu verhalten, wie es die Sicherheit 
und Ordnung des Betriebes der Eisenbahn, des Betriebes 

von Schienenfahrzeugen auf der Eisenbahn, des Verkehrs auf 
der Eisenbahn sowie die Rücksicht auf andere gebieten. 

(2) Bahnbenützende dürfen nur an den dazu bestimmten 
Stellen und nur an der dazu bestimmten Seite der 
Schienenfahrzeuge ein- und aussteigen. 

(3) Solange sich ein Schienenfahrzeug in Bewegung 
befindet, ist das Öffnen der Außentüren des 
Schienenfahrzeuges, das Betreten der Trittbretter und das 
Verweilen auf ungesicherten offenen Plattformen sowie das 
Ein- und Aussteigen verboten. 

(4) Es ist verboten, Gegenstände aus dem 
Schienenfahrzeug zu werfen. 

Schutzvorschriften 

§ 47c. Der Bundesminister für Verkehr, Innovation und 
Technologie kann für alle oder für einzelne Arten von 
Eisenbahnen durch Verordnung Vorschriften erlassen, in 
denen das zum Schutze der Eisenbahnanlagen, des Betriebes 
einer Eisenbahn, des Betriebes von Schienenfahrzeugen auf 
einer Eisenbahn und des Verkehrs auf einer Eisenbahn 
gebotene Verhalten (§§ 43 Abs. 1, 46, 47, 47a und 47b) näher 
bestimmt wird. 

Strafen 

§ 162. (1) Wer den Bestimmungen der §§ 42, 43, 46 bis 
47b oder den auf Grund der §§ 47c und 49 durch Verordnung 
erlassenen Vorschriften zuwiderhandelt, begeht, sofern im 
folgenden nichts anderes bestimmt ist, eine 
Verwaltungsübertretung und ist hiefür von der 
Bezirksverwaltungsbehörde mit einer Geldstrafe bis zu 
726 Euro zu bestrafen. 

(6) Die Landespolizeidirektionen, insoweit diese für das 
Gebiet einer Gemeinde zugleich Sicherheitsbehörde erster 
Instanz sind, und die Organe der Bundespolizei haben an der 
Vollziehung der §§ 43 Abs. 1, 46, 47 Abs. 1, 47a und 47b 
sowie der auf Grund des § 49 durch Verordnung erlassenen 
Vorschriften und des Art. III Abs. 1 Z 2 des 
Einführungsgesetzes zu den 
Verwaltungsverfahrensgesetzen 2008 (EGVG), BGBl. I 
Nr. 87 mitzuwirken durch 

 1. Vorbeugungsmaßnahmen gegen drohende 
Verwaltungsübertretungen; 

 2. Maßnahmen, die für die Einleitung von 
Verwaltungsstrafverfahren erforderlich sind, wie 
insbesondere die Festnahme und Vorführung von 
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auf frischer Tat betretenen Personen (§ 30 Abs. 3, 
§§ 35 und 36 VStG), die Festsetzung und 
Einhebung einer vorläufigen Sicherheit (§ 37a 
VStG) und die Erstattung von Anzeigen; 

 3. die Ahndung von Verwaltungsübertretungen, die in 
einem Zuwiderhandeln gegen Bestimmungen einer 
gemäß § 49 Abs. 3 erlassenen Verordnung 
bestehen, mit Organstrafverfügungen (§ 50 VStG). 

 

§ 163. Eine Verwaltungsübertretung begeht und ist 
hiefür von der Bezirksverwaltungsbehörde mit einer 
Geldstrafe bis zu 7 000 Euro zu bestrafen, wer 

 1. eine öffentliche Eisenbahn ohne die erforderliche 
Konzession oder eine nicht-öffentliche Eisenbahn 
ohne die erforderliche Genehmigung baut oder 
betreibt, 

 2. Eisenbahnverkehrsdienste ohne die hiefür 
erforderliche Konzession, Verkehrsgenehmigung, 
eine einer Verkehrsgenehmigung gemäß § 41 
gleichzuhaltenden Genehmigung oder 
Bewilligung, einer Verkehrskonzession oder einer 
Genehmigung gemäß § 17 erbringt, 

 8. entgegen § 30 keine Eisenbahnaufsichtsorgane 
bestimmt oder deren Abberufung der Behörde nicht 
anzeigt, 

 9. eine Eisenbahnanlage oder eine nicht ortsfeste 
eisenbahnsicherungstechnische Einrichtung ohne 
die hiefür erforderliche eisenbahnrechtliche 
Baugenehmigung baut oder verändert, 

 10. eine Eisenbahnanlage oder eine nicht ortsfeste 
eisenbahnsicherungstechnische Einrichtung ohne 
die hiefür erforderliche Betriebsbewilligung in 
Betrieb nimmt, 

 

 

 

 

 

 

 

 

Aus der Verordnung der Bundesministerin 
für Verkehr, Innovation und Technologie 
über den Schutz auf Eisenbahnanlagen und 
in Schienenfahrzeugen 
(Eisenbahnschutzvorschriften – EisbSV) 
BGBl II 2012/219 

Geltungsbereich 

§ 1. (1) Diese Verordnung gilt für alle Eisenbahnen 
(Haupt- und Nebenbahnen, Straßenbahnen, An-
schlussbahnen und Materialbahnen) gemäß § 1 EisbG in der 
jeweils geltenden Fassung und bestimmt das zum Schutze 
der Eisenbahnanlagen, des Betriebes einer Eisenbahn, des 
Betriebes von Schienenfahrzeugen auf einer Eisenbahn und 
des Verkehrs auf einer Eisenbahn gebotene Verhalten der 
Bahnbenützenden. 

(2) Bahnbenützende im Sinne dieser Verordnung sind 
Fahrgäste und Personen, die Fahrgäste begleiten oder 
abholen, sowie alle sonstigen Personen, die sich nicht für 
Zwecke der Abwicklung des Betriebes oder des Verkehrs 
der Eisenbahn auf Eisenbahnanlagen oder in 
Schienenfahrzeugen aufhalten (zB Güterverkehrskunden, 
Reinigungspersonal, Bauarbeiter von Nicht-
Eisenbahnunternehmen). 

 

Verhalten der Bahnbenützenden 

§ 6. (1) Innerhalb der Eisenbahnanlagen ist ein den 
Betrieb einer Eisenbahn, den Betrieb von 
Schienenfahrzeugen auf einer Eisenbahn und den Verkehr 
auf einer Eisenbahn störendes Verhalten verboten. 
Insbesondere ist verboten, unbefugt 

 1. Eisenbahnanlagen, eisenbahntechnische 
Einrichtungen und Schienenfahrzeuge zu bedienen, 
zu verwenden, zu beschädigen, zu besteigen oder 
zu verunreinigen; 

 2. Gegenstände auf die Fahrbahn zu legen; 

 3. sonstige Fahrthindernisse anzubringen; 

 4. Weichen umzustellen; 

 5. Fahrleitungsschalter zu betätigen; 

 6. missbräuchlich Sicherheits- oder Noteinrichtungen 
zu verwenden, Alarm oder Signale zu geben. 

(2) Das Betreten von Eisenbahnanlagen ist, mit 
Ausnahme der hiefür bestimmten Stellen, nur mit einer vom 

Eisenbahnunternehmen ausgestellten Erlaubniskarte 
gestattet. 

(3) Bahnbenützende haben den dienstlichen 
Anordnungen der Eisenbahnaufsichtsorgane, sofern diese 
den nach § 30 Abs. 2 EisbG ausgestellten Ausweis 
vorweisen, umgehend Folge zu leisten. 

(4) Bahnbenützende haben sich bei Benützung der 
Eisenbahnanlagen und der Schienenfahrzeuge so zu 
verhalten, wie es die Sicherheit und Ordnung des Betriebes 
der Eisenbahn, des Betriebes von Schienenfahrzeugen auf 
der Eisenbahn, des Verkehrs auf der Eisenbahn sowie die 
Rücksicht auf andere gebieten. Hiebei sind die vom 
Eisenbahnunternehmen nach den Bestimmungen der 
Kennzeichnungsverordnung, BGBl. II Nr. 101/1997, 
kundgemachten Hinweise sowie die mit Lautsprechern oder 
Anzeigeeinrichtungen erteilten Anordnungen, zu beachten. 
Bahnbenützende haben sich im Bedarfsfall an die Eisen-
bahnbediensteten zu wenden oder sich gekennzeichneter 
Kommunikationsmittel zu bedienen. Insbesondere ist 
verboten, 

 1. auf schienengleichen Bahnsteigzugängen zu 
verweilen; 

 3. sich aus Schienenfahrzeugen hinauszulehnen; 

 5. gefährliche Gegenstände mitzunehmen, zB nicht 
verpackte Sägen, Beile, Glasscheiben oder geladene 
Schusswaffen; 

 6. Rettungs- und Fluchtwege, Zugänge zu Aufzügen, 
Fahrtreppen oder Fahrsteige zu verstellen oder zu 
versperren; 

 7. Fahrräder und andere Fahrzeuge außerhalb der dafür 
vorgesehenen Flächen abzustellen; 

(9) Ausnahmen von den Verboten gemäß Abs. 1 bis 8 
sind zulässig, wenn solche im Einzelfall durch 
Eisenbahnaufsichtsorgane angeordnet wurden, die sich 
überzeugt haben, dass diesen Anordnungen gefahrlos 
nachgekommen werden kann. 

§ 7. Zuwiderhandlungen gegen die Gebots- und 
Verbotsbestimmungen dieser Verordnung sind nach § 162 
Abs. 1 EisbG strafbar. 
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Aus dem Epidemiegesetz 1950, 
BGBl 1950/186 idF BGBl I 2020/23 

 

Einleitung von Vorkehrungen bei Auftreten 
anzeigepflichtiger Krankheiten. 

§ 6. (1) Über jeden Fall einer anzeigepflichtigen 
Krankheit sowie über jeden Verdachtsfall einer solchen 
Krankheit sind, neben den nach § 5 etwa erforderlichen 
Erhebungen, ohne Verzug die zur Verhütung der 
Weiterverbreitung der betreffenden Krankheit notwendigen 
Vorkehrungen im Sinne der folgenden Bestimmungen für 
die Dauer der Ansteckungsgefahr zu treffen. 

(2) Verordnungen der Bezirksverwaltungsbehörden 
sind in elektronischer Form auf der Internetseite der 
Behörde kundzumachen; sie können ohne Auswirkung auf 
die Kundmachung auch in anderer Form veröffentlicht 
werden, insbesondere durch Anschlag an der Amtstafel der 
Behörde oder an der Amtstafel der Gemeinden des 
betroffenen Gebiets. 

 

Absonderung Kranker. 

§ 7. (1) Durch Verordnung werden jene 
anzeigepflichtigen Krankheiten bezeichnet, bei denen für 
kranke, krankheitsverdächtige oder ansteckungsverdächtige 
Personen Absonderungsmaßnahmen verfügt werden 
können. 

(1a) Zur Verhütung der Weiterverbreitung einer in 
einer Verordnung nach Abs. 1 angeführten 
anzeigepflichtigen Krankheit können kranke, 
krankheitsverdächtige oder ansteckungsverdächtige 
Personen angehalten oder im Verkehr mit der Außenwelt 
beschränkt werden, sofern nach der Art der Krankheit und 
des Verhaltens des Betroffenen eine ernstliche und 
erhebliche Gefahr für die Gesundheit anderer Personen 
besteht, die nicht durch gelindere Maßnahmen beseitigt 
werden kann. Die angehaltene Person kann bei dem 
Bezirksgericht, in dessen Sprengel der Anhaltungsort liegt, 
die Überprüfung der Zulässigkeit und Aufhebung der 
Freiheitsbeschränkung nach Maßgabe des 2. Abschnitts des 
Tuberkulosegesetzes beantragen. Jede Anhaltung ist dem 
Bezirksgericht von der Bezirksverwaltungsbehörde 
anzuzeigen, die sie verfügt hat. Das Bezirksgericht hat von 
Amts wegen in längstens dreimonatigen Abständen ab der 

Anhaltung oder der letzten Überprüfung die Zulässigkeit der 
Anhaltung in sinngemäßer Anwendung des § 17 des 
Tuberkulosegesetzes zu überprüfen, sofern die Anhaltung 
nicht vorher aufgehoben wurde. 

 

Maßnahmen gegen das Zusammenströmen größerer 
Menschenmengen. 

§ 15. Die Bezirksverwaltungsbehörde hat 
Veranstaltungen, die ein Zusammenströmen größerer 
Menschenmengen mit sich bringen, zu untersagen, sofern 
und solange dies im Hinblick auf Art und Umfang des 
Auftretens einer meldepflichtigen Erkrankung zum Schutz 
vor deren Weiterverbreitung unbedingt erforderlich ist. 

 

Verkehrsbeschränkungen für die Bewohner 
bestimmter Ortschaften. 

§ 24. Sofern dies im Hinblick auf Art und Umfang des 
Auftretens einer meldepflichtigen Erkrankung zum Schutz 
vor deren Weiterverbreitung unbedingt erforderlich ist, hat 
die Bezirksverwaltungsbehörde für die Bewohner von 
Epidemiegebieten Verkehrbeschränkungen zu verfügen. 
Ebenso können Beschränkungen für den Verkehr mit den 
Bewohnern solcher Gebiete von außen angeordnet werden. 

 

Verkehrsbeschränkungen gegenüber dem Auslande. 

§ 25. Durch Verordnung wird auf Grund der 
bestehenden Gesetze und Staatsverträge bestimmt, welchen 
Maßnahmen zur Verhütung der Einschleppung einer 
Krankheit aus dem Auslande der Einlaß von Seeschiffen 
sowie anderer dem Personen- oder Frachtverkehre 
dienenden Fahrzeuge, die Ein- und Durchfuhr von Waren 
und Gebrauchsgegenständen, endlich der Eintritt und die 
Beförderung von Personen unterworfen werden. 

 

Vorschriften in Bezug auf Verkehrsanstalten im 
Inlande. 

§ 26. (1) Für den Betrieb öffentlicher 
Verkehrsanstalten (Eisenbahnen, 
Binnenschiffahrtsunternehmungen, Flöße usw.) und für den 
Verkehr auf denselben wird durch Verordnung bestimmt, in 
welcher Weise und durch welche Organe die in diesem 
Gesetze bezeichneten Vorkehrungen zur Verhütung und 

Bekämpfung anzeigepflichtiger Krankheiten in Anwendung 
zu bringen sind. 

 

§ 28a. (1) Die Organe des öffentlichen 
Sicherheitsdienstes haben die nach diesem Bundesgesetz 
zuständigen Behörden und Organe über deren Ersuchen bei 
der Ausübung ihrer gemäß den §§ 5, 6, 7, 15, 17, 22 und 24 
beschriebenen Aufgaben bzw. zur Durchsetzung der 
vorgesehenen Maßnahmen erforderlichenfalls unter 
Anwendung von Zwangsmitteln zu unterstützen. 

(1a) Darüber hinaus haben die Organe des öffentlichen 
Sicherheitsdienstes an der Vollziehung dieses 
Bundesgesetzes und der auf Grund dieses Bundesgesetzes 
erlassenen Verordnungen mitzuwirken durch 

 1. Maßnahmen zur Vorbeugung gegen drohende 
Verwaltungsübertretungen, 

 2. Maßnahmen zur Einleitung und Sicherung eines 
Verwaltungsstrafverfahrens und 

 3. die Ahndung von Verwaltungsübertretungen durch 
Organstrafverfügungen (§ 50 VStG). 

 

Strafbestimmungen. 

Verletzung einer Anzeige- oder Meldepflicht. 

§ 39. (1) Wer den in diesem Bundesgesetz enthaltenen 
oder auf Grund desselben erlassenen Anordnungen über die 
Erstattung von Anzeigen und Meldungen zuwiderhandelt, 
macht sich einer Verwaltungsübertretung schuldig und ist 
mit Geldstrafe bis zu 2 180 Euro, im Nichteinbringungsfall 
mit Freiheitsstrafe bis zu sechs Wochen zu bestrafen. 

 

Sonstige Übertretungen. 

§ 40. Wer durch Handlungen oder Unterlassungen 

 a) den in den Bestimmungen der §§ 5, 8, 12, 13, 21 und 
44 Abs. 2 enthaltenen Geboten und Verboten oder 

 b) den auf Grund der in den §§ 7, 9, 10, 11, 12, 13, 14, 
15, 17, 19, 20, 21, 22, 23 und 24 angeführten 
Bestimmungen erlassenen behördlichen Geboten 
oder Verboten oder 

 c) den Geboten oder Verboten, die in den auf Grund 
dieses Bundesgesetzes erlassenen Verordnungen 
enthalten sind, zuwiderhandelt, 
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macht sich, sofern die Tat nicht mit gerichtlicher Strafe 
bedroht ist, einer Verwaltungsübertretung schuldig und ist 
mit Geldstrafe bis zu 1 450 Euro, im Nichteinbringungsfall 
mit Freiheitsstrafe bis zu vier Wochen zu bestrafen. 

 

Behördliche Kompetenzen. 

§ 43. (4) Die Einleitung, Durchführung und 
Sicherstellung sämtlicher in diesem Gesetze 
vorgeschriebener Erhebungen und Vorkehrungen zur 
Verhütung und Bekämpfung anzeigepflichtiger 
Krankheiten beziehungsweise die Überwachung und 
Förderung der in erster Linie von den zuständigen 
Sanitätsorganen getroffenen Vorkehrungen sind Aufgabe 
der Bezirksverwaltungsbehörde. 

(4a) Soweit in diesem Bundesgesetz eine Zuständigkeit 
zur Erlassung von Verordnungen durch die 
Bezirksverwaltungsbehörde vorgesehen ist, sind 
Verordnungen, deren Anwendungsbereich sich auf mehrere 
politische Bezirke oder das gesamte Landesgebiet erstreckt, 
vom Landeshauptmann zu erlassen. Einer Verordnung des 
Landeshauptmanns entgegenstehende Verordnungen der 
Bezirksverwaltungsbehörde treten mit Rechtswirksamkeit 
der Verordnung des Landeshauptmanns außer Kraft, sofern 
darin nicht anderes angeordnet ist. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Aus der Verordnung des Bundesministers 
für Soziales, Gesundheit, Pflege und 
Konsumentenschutz über Maßnahmen 
bei der Einreise aus Nachbarstaaten BGBl 
II 2020/87  

Gemäß § 7 in Verbindung mit 
§ 25 Epidemiegesetz 1950, BGBl. Nr. 186/1950, zuletzt 
geändert durch das Bundesgesetz BGBl. I Nr. 37/2018, wird 
verordnet: 

§ 1. (1) Diese Verordnung regelt gesundheits- bzw. 
sanitätspolizeiliche Maßnahmen, die zur Verhinderung der 
Verbreitung von SARS-CoV-2 anlässlich der Einreise in das 
Bundesgebiet auf dem Landweg zu treffen sind. 

§ 1a. Personen, dürfen aus Nachbarstaaten nach 
Österreich nur einreisen, wenn sie ein ärztliches Zeugnis 
über ihren Gesundheitszustand mit sich führen und 
vorweisen, dass der molekularbiologische Test auf SARS-
CoV-2 negativ ist. Das ärztliche Zeugnis darf bei der 
Einreise nicht älter als vier Tage sein. 

§ 2. (1) Abweichend von § 1a ist Personen, die 
österreichische Staatsbürger sind, die Einreise nach 
Österreich erlaubt, wenn sie sich zu einer unverzüglich 
anzutretenden 14-tägigen selbstüberwachten 
Heimquarantäne verpflichten und dies mit ihrer 
eigenhändigen Unterschrift bestätigen. Wenn ein 
währenddessen durchgeführter molekularbiologischer Test 
auf SARS-CoV-2 negativ ist, kann die 14-tägige 
selbstüberwachte Heimquarantäne beendet werden. 

§ 6. Diese Verordnung tritt mit Ablauf des 31. Mai 
2020 außer Kraft. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Aus dem Tuberkulosegesetz, BGBl 
1968/127 idF BGBl I 2016/63 

Beendigung der Anhaltung 

§ 17. (1) Ist auf Grund des Verhaltens der angehaltenen 
Person oder anderer Umstände zu erwarten, dass durch die 
Erkrankung keine ernstliche und erhebliche Gefahr für die 
Gesundheit anderer Personen mehr besteht, so hat die 
Bezirksverwaltungsbehörde sogleich die Anhaltung zu 
beenden. 

 (4) Die angehaltene Person kann jederzeit bei Gericht 
beantragen, die Unzulässigkeit der Anhaltung 
auszusprechen. 

(5) Das Gericht hat über die Zulässigkeit der Anhaltung 
nach Abs. 2 bis 4 in mündlicher Verhandlung, im Fall des 
Abs. 2 und 4 innerhalb einer Woche ab Antragstellung, zu 
entscheiden. 

 

 

Aus dem COVID-19-Maßnahmengesetz 
BGBl I 2020/12 idF BGBl I 2020/23 

Betreten von bestimmten Orten 

§ 2. Beim Auftreten von COVID-19 kann durch 
Verordnung das Betreten von bestimmten Orten untersagt 
werden, soweit dies zur Verhinderung der Verbreitung von 
COVID-19 erforderlich ist. Die Verordnung ist 

 1. vom Bundesminister für Soziales, Gesundheit, 
Pflege und Konsumentenschutz zu erlassen, wenn 
sich ihre Anwendung auf das gesamte Bundesgebiet 
erstreckt, 

 2. vom Landeshauptmann zu erlassen, wenn sich ihre 
Anwendung auf das gesamte Landesgebiet erstreckt, 
oder 

 3. von der Bezirksverwaltungsbehörde zu erlassen, 
wenn sich ihre Anwendung auf den politischen 
Bezirk oder Teile desselben erstreckt. 

Das Betretungsverbot kann sich auf bestimmte Zeiten 
beschränken. Darüber hinaus kann geregelt werden, unter 
welchen bestimmten Voraussetzungen oder Auflagen jene 
bestimmten Orte betreten werden dürfen. 
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Strafbestimmungen 

§ 3. (1) Wer eine Betriebsstätte betritt, deren Betreten 
gemäß § 1 untersagt ist, begeht eine 
Verwaltungsübertretung und ist mit einer Geldstrafe von bis 
zu 3 600 Euro zu bestrafen. 

(2) Wer als Inhaber einer Betriebsstätte nicht dafür 
Sorge trägt, dass die Betriebsstätte, deren Betreten gemäß 
§ 1 untersagt ist, nicht betreten wird, begeht eine 
Verwaltungsübertretung und ist mit einer Geldstrafe von bis 
zu 30 000 Euro zu bestrafen. Wer als Inhaber einer 
Betriebsstätte nicht dafür Sorge trägt, dass die Betriebsstätte 
höchstens von der in der Verordnung genannten Zahl an 
Personen betreten wird, begeht eine 
Verwaltungsübertretung und ist mit einer Geldstrafe von bis 
zu 3 600 Euro zu bestrafen. 

(3) Wer einen Ort betritt, dessen Betreten gemäß § 2 
untersagt ist, begeht eine Verwaltungsübertretung und ist 
mit einer Geldstrafe von bis zu 3 600 Euro zu bestrafen. 

 

Aus der Verordnung betreffend 
anzeigepflichtige übertragbare 
Krankheiten 2020 BGBl II 2020/15 

Auf Grund des § 1 Abs. 2 des Epidemiegesetzes 1950, 
BGBl. Nr. 186/1950, zuletzt geändert durch das 
Bundesgesetz BGBl. I Nr. 37/2018, wird verordnet: 

§ 1. Der Anzeigepflicht nach dem 
Epidemiegesetz 1950 unterliegen Verdachts-, Erkrankungs- 
und Todesfälle an Covid-19 („2019 neuartiges 
Coronavirus“). 

Aus dem Villacher Stadtrecht 1998, LGBl 
1998/69 idF LGBl 2020/29 

 

§ 1 Rechtliche Stellung der Stadt 

(1) Villach ist eine Stadt mit eigenem Statut. 

(2) Die Stadt ist eine Gebietskörperschaft mit dem 
Recht auf Selbstverwaltung. 

(3) Das Gebiet der Stadt ist zugleich 
Gemeindeverwaltungssprengel und politischer Bezirk.  

§ 75 Aufgaben im übertragenen Wirkungsbereich 

(1) Die Aufgaben des übertragenen Wirkungsbereiches 
obliegen dem Bürgermeister. Er ist hiebei in den 
Angelegenheiten der Landesvollziehung an die Weisungen 
der zuständigen Organe des Landes gebunden. 

 

§ 80 Der Magistrat 

(1) Die Geschäfte der Stadt sind durch den Magistrat 
zu besorgen. 

 

§ 81 Leitung des Magistrates 

(1) Der Bürgermeister ist der Vorstand des 
Magistrates. Ihm unterstehen die Bediensteten der Stadt. 

(2) Unter der unmittelbaren Aufsicht des 
Bürgermeisters obliegt die Leitung des inneren Dienstes des 
Magistrates dem Magistratsdirektor. Er ist Vorgesetzter der 
Bediensteten der Stadt. 

(3) Der Magistratsdirektor muß ein rechtskundiger 
Bediensteter des Magistrates sein. Dem Magistratsdirektor 
obliegt es insbesondere, für einen zweckentsprechenden und 
geregelten Geschäftsgang und für die Gesetzmäßigkeit, 
Einfachheit und Sparsamkeit im Geschäftsgang zu sorgen. 
Zum zweckentsprechenden Geschäftsgang gehören 
insbesondere ein reibungsloser Ablauf der Geschäfte und 
die Sorge für die zweckentsprechende angemessene 
Beschäftigung der Bediensteten. 

(4) Der Magistratsdirektor ist vom Gemeinderat zu 
bestellen. 

(5) Der Bürgermeister hat für den Fall der 
Verhinderung des Magistratsdirektors aus dem Kreise der 
rechtskundigen Bediensteten des Magistrates einen 
Stellvertreter zu bestimmen. 

 

 

 

 

 

 

 

Aus dem Strafgesetzbuch BGBl 1974/60 
idgF 

 

Hochverrat und andere Angriffe gegen den Staat 

Hochverrat 

§ 242. (1) Wer es unternimmt, mit Gewalt oder durch 
Drohung mit Gewalt die Verfassung der Republik Österreich 
oder eines ihrer Bundesländer zu ändern oder ein zur 
Republik Österreich gehörendes Gebiet abzutrennen, ist mit 
Freiheitsstrafe von zehn bis zu zwanzig Jahren zu bestrafen. 

(2) Ein Unternehmen im Sinn des Abs. 1 liegt auch 
schon bei einem Versuch vor. 

 

Vorbereitung eines Hochverrats 

§ 244. (1) Wer mit einem anderen die gemeinsame 
Begehung eines Hochverrats verabredet, ist mit 
Freiheitsstrafe von einem bis zu zehn Jahren zu bestrafen. 

(2) Ebenso ist zu bestrafen, wer einen Hochverrat in 
anderer Weise vorbereitet und dadurch die Gefahr eines 
hochverräterischen Unternehmens herbeiführt oder erheblich 
vergrößert oder wer einen Hochverrat im Zusammenwirken 
mit einer ausländischen Macht vorbereitet. 

 

Staatsfeindliche Verbindungen 

§ 246. (1) Wer eine Verbindung gründet, deren wenn 
auch nicht ausschließlicher Zweck es ist, auf gesetzwidrige 
Weise die Unabhängigkeit, die in der Verfassung festgelegte 
Staatsform oder eine verfassungsmäßige Einrichtung der 
Republik Österreich oder eines ihrer Bundesländer zu 
erschüttern, ist mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu 
fünf Jahren zu bestrafen. 

(2) Ebenso ist zu bestrafen, wer sich in einer solchen 
Verbindung führend betätigt, für sie Mitglieder wirbt oder sie 
mit Geldmitteln oder sonst in erheblicher Weise unterstützt. 

(3) Wer an einer solchen Verbindung sonst teilnimmt 
oder sie auf eine andere als die im Abs. 2 bezeichnete Weise 
unterstützt, ist mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit 
Geldstrafe bis zu 720 Tagessätzen zu bestrafen. 


